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«Das darf nicht mehr passieren»
Kathrin Amacker, Präsidentin vonRegio Basiliensis, fordert eine Revision des Epidemiegesetzes undmehr Autonomie für Grenzregionen.

Interview: Kelly Spielmann

Sie sindnicht glücklich
damit,wiedieGrenzschlies-
sung im Dreiland während
der letzten beidenMonate
gehandhabtwurde.Wes-
halb?
KathrinAmacker:Diekomplette

Schliessung einzelner Grenz-

übergängewar falsch fürunsere

Grenzregion, inderüber 70000

Grenzgängerinnen und Grenz-

gänger arbeiten.Manhätte bes-

ser alle Übergänge offen gelas-

sen – natürlichmit der richtigen

Kontrolle,wer siepassierendarf.

Aber das geschah nicht: Es gab

unnötige Staustunden an den

geöffnetenÜbergängen,wasauf

dieProduktivität drückte.Wenn

diese eh schon eingeschränkt

ist, sollte sie nicht noch torpe-

diert werden. Deshalb braucht

es jetzt klare Forderungen: Das

darfnichtmehrpassieren,wenn

es wieder zu einer Pandemie

kommt.

Wiesoll daskünftig verhin-
dertwerden?
Es braucht eine Aufarbeitung

bezüglich der Grenzregionen.

Wenn man sich das Epidemie-

gesetz, das seit 2016 inKraft ist,

und den Pandemieplan von

2018anschaut, kommenGrenz-

regionen sehr marginal vor. Es

steht ein bisschen etwas über

Grenzgänger und Warenflüsse,

das ist schon alles. Aber die An-

liegen der Grenzregionen feh-

len. Da gibt es Handlungsbe-

darf.DafürmüsstemandasEpi-

demiegesetz revidieren unddie

Pandemiepläne anpassen.

Inwiefern?
Aus meiner Sicht müsste Teil

einer Revision sein, dass man

dieGrenzregionenviel differen-

zierter aufnimmt. Man kann

nicht die gesamte Schweizer

Grenze mit einer Lösung zu-

sammenfassen. Die Grenzre-

gion Basel liefert den höchsten

Wertschöpfungsbeitrag an die

Schweiz. Das ist nicht dasselbe

wie ein ländlicher Grenzüber-

gang. Es braucht zwingend das

Recht auf differenzierte Be-

handlung im Epidemiegesetz,

alsodieMöglichkeit, eine spezi-

fische Situation zu berücksich-

tigen.

WiestellenSie sichdas
konkret vor?
Das Wichtigste ist, die epide-

miologischeLageanzuschauen.

Dort, wo dieGefahr der Pande-

mie auf beidenSeitenderGren-

zeungefähr gleichhoch ist, soll-

te man individuelle grenz-

überschreitende Massnahmen

treffen können. Da muss die

Möglichkeit desAustauschs be-

stehen. Ich finde nicht, dass

manwartenmuss, bis es für die

ganze Schweiz eine einheitliche

Lösung gibt. Da sollte jeweils

Grenzregion für Grenzregion

angeschaut werden. Deshalb

braucht es das Recht auf eine

differenzierte Behandlung. Ich

meine,hierhatmanschoneinen

Schritt in die richtige Richtung

gemacht. Ursprünglich sollten

die Grenzen im Dreiland nicht

geöffnet werden, weil Italien

noch nicht bereit ist. Dieses Ar-

gument kann ich nicht unter-

stützen. Jetzt konntemansich ja

auf den 15. Juni einigen, der

nichtmehr soweit entfernt ist.

Wennmanaber so viele
Grenzübergängeoffen lässt,
braucht es mehrPersonal,
um dieGrenzgänger zu
kontrollieren.
Das muss man eben organisie-

ren.AusserordentlicheSituatio-

nenerfordernausserordentliche

Massnahmen. Ich sehe hier ge-

nau den Handlungsbedarf, den

es jetzt aufzuarbeiten gilt.

Gibt es weiterePunkte, die
man Ihrer Meinung nach in
einerGesetzesrevision
berücksichtigenmüsste?
Ja. Besonders für den Grenz-

übertritt:Wie kannmandiesen

fürMenschen,welchedieGren-

ze täglich überqueren müssen,

künftig flüssiger gestalten? Es

gibt heute zahlreiche digitale

Lösungen. Wir sollten kreativ

überlegen, wie man diese in

einer solchen Situation für

Grenzgänger und für die Wert-

schöpfungsketteeinsetzenkann,

um möglichst unkompliziert

und unbürokratisch über die

Grenze zu kommen. Auch im

öffentlichen Verkehr gibt es

Handlungsbedarf: Dermuss so

gut wie möglich grenzüber-

schreitend offen bleiben, und

zwar ohne Lücken. Es kann

nicht sein, dass ein Traman ge-

wissen Haltestellen auf Knopf-

druck die Türen nicht öffnet,

weil die Haltestelle zufällig auf

französischemGebiet liegt.Das

sind unnötige Behinderungen.

Es gilt, in solchen Situationen

einen Rahmen für die Wirt-

schaft und die Menschen zu

schaffen,derdenAlltag erleich-

tert und nicht erschwert.

Empfinden Sie es als verhält-
nismässig, dass anden
Grenzen sovieleArmeean-
gehörige eingesetztwurden?
Dass die Armee einen sinnvol-

len Einsatz geleistet hat, finde

ich hervorragend. Genau dafür

habenwir die Armee, dassman

im Krisenfall auch Dienstleis-

tungen undHilfe hat. Natürlich

ist es für jemanden,der –wie ich

– nur einige hundert Meter von

der Grenze entfernt lebt, schon

seltsam, wenn man im Wald

spazierengehtunddort auf eine

von der Armee bewachte Gren-

ze trifft. Ich habe schonmit den

anwesenden Soldaten geplau-

dert und sie haben erzählt, dass

sie diesen Dienst mögen, weil

sie dabei draussen sein können.

Aber natürlich generiert das ein

Bild, bei dem sich gerade ältere

Generationen an schlechte Zei-

ten zurückerinnern.Und solche

Bilder machen einem natürlich

auch Angst. Es kam dabei auch

abundanzu speziellenSituatio-

nen,wiemansie sonst imAlltag

nicht kennt.

Können Sie einBeispiel
nennen?
Ichhabeeinmal beimSpazieren

im Wald einen Biker angetrof-

fen, der nicht wusste, wo er

durchfahren musste, ohne eine

Grenze zu passieren. Er wollte

sichkeinesfalls strafbarmachen.

Ich habe ihmdenWeg dann ge-

zeigt. Damals war die Grenz-

schliessung jedoch gerecht-

fertigt. Zu dieser Zeit war das

Elsass ein Hotspot, den es zu

isolierengalt.DieLandesgrenze

spielte dabei keine Rolle. Viele

Länder haben eigene Gebiete

isoliert – Ischgl beispielsweise,

Bergamo oder das Südtirol.

Dann ist eine geschlossene

Grenze zwingend. Wenn das

aber nicht mehr der Fall ist,

muss die Grenze wieder geöff-

net werden. Insbesondere dort,

wo ein starker wirtschaftlicher

und gesellschaftlicher Aus-

tauschüberGrenzenhinwegbe-

steht.

Daswird indenkommenden
Wochennun auch imDrei-
land derFall sein.Wie sieht
eineoptimale schrittweise
Öffnung IhrerMeinungnach
aus?
In den letzten Monaten haben

wir gelernt, dass man sich je-

weils Woche für Woche vor-

arbeiten muss. Wir lernen im-

mer dazu und sind damit noch

langenicht fertig.Deshalbfinde

ich ein etappenweises Vorge-

hengut. VomResultat kann im-

mer direkt auf die Massnahme

rückgeschlossenwerden.Diese

Lernprozesse sind unglaublich

wichtig,weil das nicht die letzte

Pandemie ist, die es in Europa

geben wird. Welches die ersten

Schritte sein sollen, ist immer

schwierig festzulegen, das hat

man bei den Gärtnereien und

Restaurants gesehen.Dagibt es

kein Richtig oder Falsch, es ist

immer auch Ansichtssache. Ich

finde,man solltediewirtschaft-

lichen Aspekte besonders be-

rücksichtigen. Alles, was hilft,

dass Arbeitskräfte unbüro-

kratisch an ihre Arbeitsplätze

kommen,dassderArbeitsmarkt

funktioniert, dass Wertschöp-

fungskettennicht unterbrochen

werden,demwürde ichabsolute

Priorität geben.Dannwürde ich

schauen, dass Druckstellen im

Alltag der Menschen – sei das

der Familiengarten oder Paare,

diegetrennt sind –entlastetwer-

den.

Welche Risiken sehen Sie
wegenderGrenzschliessun-
gen für dieZukunft des
Dreilands?
Ich sehe besonders langfristige

Risiken. Wenn wir jetzt in der

akuten Phase falsch handeln,

kannes sein, dass eskünftig ten-

denziell weniger Grenzgänge-

rinnen und Grenzgänger in der

Regiongebenwird.Weil sie viel-

leicht denken, dass es imErnst-

fall zukompliziert ist.Oderweil

ihre Arbeitgeber sie möglicher-

weise zwingen, amselbenOrt zu

wohnen, wo sie arbeiten. Das

fördert eine generelle Abschot-

tungstendenz. Und das ist für

die Prosperität und die Lebens-

qualität imDreilandeingrosses

Risiko.

Kathrin Amacker fordert eine differenzierte Behandlung der Grenzregionen. Bild: Kenneth Nars (25. Juli 2019)

«Wenndie
Produktivität
eh schon
eingeschränkt
ist, sollteman
sienichtnoch
torpedieren.»

«Eskannsein,
dasseskünftig
weniger
Grenzgänger
inderRegion
gebenwird.»

Zur Person

Kathrin Amacker, 58, ist in Allsch-
wil geboren und lebt heute in
Binningen. Sie ist die Präsidentin
der Regio Basiliensis – ein Ver-
ein, der sich der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit
imDreilandwidmet. Politischwar
sie bis 2010 aktiv: erst als Vor-
standsmitglied der CVP Binnin-
gen und der Frauengruppierung
der CVP in Basel, dann als Präsi-
dentin der CVP Baselland. 2007
wurde sie in denNationalrat und
2008 in das Parteipräsidiumder
CVP Schweiz gewählt. Von 2010
bis 2013 leitete sie die Unterneh-
menskommunikation der Swiss-
com, bis Ende März dieses Jah-
res war sie als Kommunikations-
chefin der SBB tätig. (ksp)
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